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1999/2001 (1. Jahrgang)

1. Aufgabe (Aufsichtsarbeit): „Volksbegehren & Richtlinien“
I. Volksbegehren „WWW“

1. Ergebnis des Volksentscheids (Rechtsnatur)

Das Ergebnis eines Volksentscheids könnte ein Gesetz im formellen Sinn sein.

Unter einem Gesetz im formellen Sinn versteht man Rechtsvorschriften, die in einem verfassungsmäßig vorgeschriebenen Gesetzgebungsverfahren von den Gesetzgebungsorganen erlassen werden. Gemäß Art. 72 Abs. 1 BV werden bayerische Gesetze entweder vom Landtag oder vom Volk beschlossen. Das Volk ist folglich ein Gesetzgebungsorgan. Für das Zustandekommen eines Volksentscheides ist in der Verfassung auch ein bestimmtes Verfahren vorgeschrieben (Art. 74 BV).

Das Ergebnis eines positiven Volksentscheids ist folglich ein Gesetz im formellen Sinn.

2. Formelles und materielles Recht

	Ein Rechtssatz ist

	formelles Recht,
	materielles Recht,

	wenn er regelt,

wie die materiellen Rechte

durchgesetzt werden können.
	wenn er die sachlichen

Voraussetzungen regelt, unter denen Rechte oder Pflichten entstehen,

sich ändern oder erlöschen.

	Art. 64 Abs. 1 LWG
	Art. 72, 74 BV


3. Verstoß gegen privatrechtlichen Grundsatz

Die Preisbindung der Wiesn-Maß könnte gegen den Grundsatz der Vertragsfreiheit verstoßen. Dieser Grundsatz ist nicht nur dem BGB, also einfachem Bundesrecht, zugrundegelegt, sondern er besitzt Verfassungsrang, weil er als Teil der allgemeinen Handlungsfreiheit durch Art. 2 Abs. 1 GG geschützt wird.

II. Richtlinie

1. Veröffentlichung der Richtlinie

Richtlinien werden im Amtsblatt der Gemeinschaft veröffentlicht.

2. Richtlinie und Verordnung

	Verordnungen
	Richtlinien

	der EG haben Gesetzescharakter. Ihre Rechtsvorschriften stehen im Rang vor dem nationalen Recht. Sie begründen unmittelbare Rechte und Pflichten für den innerstaatlichen Bereich und müssen von Bürgern, Behörden und Gerichten ohne weiteres beachtet werden.
	sind zwar für die Mitgliedstaaten der EG verbindlich; für den innerstaatlichen Bereich entfalten sie aber erst dann Rechtswirkung, wenn der nationale Gesetzgeber sie in seine Rechtsordnung umgesetzt hat. Dazu wird den Mitgliedstaaten eine bestimmte Frist eingeräumt.


3. Richtlinie und innerstaatliches Recht

Die Richtlinie ist ranghöher als § 477 Abs. 1 BGB. Gleichwohl bleibt § 477 Abs. 1 BGB – noch – in Kraft, denn solange die Richtlinie durch den Bundestag noch nicht umgesetzt ist, entfaltet sie keine unmittelbare Wirkung für die Bürger, Behörden und Gerichte der Mitgliedstaaten.

Wird die Umsetzungsfrist deutlich überschritten, ohne dass der nationale Gesetzgeber seine Rechtslage der Richtlinie angepasst hat, kann im Einzelfall der Bürger gegen seinen Staat Ersatzansprüche geltend machen. Voraussetzung ist freilich, dass die rechtzeitige Umsetzung der Richtlinie zu einem rechtlichen, vermögenswerten Vorteil des Bürgers geführt hätte.

III. Art. 142 GG

Nach dem Bundesstaatsprinzip besitzen auch die Bundesländer das Recht zu Gesetzgebung (Art. 30, 70 ff. GG). Allerdings erfordern die Grundsätze der Rechtssicherheit und –klarheit eine klare Kompetenzverteilung zwischen Bund und Ländern. Deshalb bestimmt Art. 31 GG: Bundesrecht bricht Landesrecht. Diese Regel bedeutet, dass die Länder eine Sache nicht regeln dürfen, wenn der Bund diese Sache in zuständiger Weise bereits selbst geregelt hat.

Insofern dürften die Länder in den Landesverfassungen ihren Bürgern keine Grundrechte mehr einräumen, wenn und soweit diese schon der Bund im GG gewährleistet. Andererseits ist eine rechtsstaatliche Verfassung, die keine Grundrechte gewährt, undenkbar. Deshalb bestimmt Art. 142 GG eine Ausnahme vom Grundsatz des Art. 31 GG.
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